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(Projekt eRechnung) 

Beschluss (gegen die Stimmen von Die Grünen - rosa liste, ÖDP und DIE LINKE.):

Die Vollversammlung bestätigt folgende Fachausschussbeschlüsse:

des IT-Ausschusses vom 16.01.2019 

1. Vom Vortrag der Referenten wird Kenntnis genommen. 

2. Der IT-Ausschuss stimmt der Umsetzung des IKT-Vorhabens SKA_ITV_0042 

eRechnung zu. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Vorschlag zu entwickeln, wie nach 

Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung in einem zweiten Schritt die 

durchgängige Digitalisierung des Rechnungsbearbeitungsprozesses realisiert 

werden kann. Der Vorschlag wird dem Stadtrat spätestens bis zum 

Eckdatenbeschluss für das Haushaltsjahr 2021 zur Entscheidung vorgelegt. 

4. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

des Finanzausschusses vom 22.01.2019

1. Vom Vortrag der Referenten wird Kenntnis genommen.

2. Der Finanzausschuss stimmt zu, dass die Stadtkämmerei den Auftrag 

„Testierung der Verfahrensdokumentation“ in Zusammenarbeit mit dem 

Direktorium - HA II, Vergabestelle 1 an einen externen Auftragnehmer vergibt.

3. Die Vergabestelle 1 führt das Vergabeverfahren zu den in dieser Vorlage und 

der nichtöffentlichen Sitzungsvorlage Nr. 08-14 / V 11975 genannten 

Bedingungen durch und erteilt den Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Vorschlag zu entwickeln, wie nach 

Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung in einem zweiten Schritt die 

durchgängige Digitalisierung des Rechnungsbearbeitungsprozesses realisiert 

werden kann. Der Vorschlag wird dem Stadtrat spätestens bis zum 

Eckdatenbeschluss für das Haushaltsjahr 2021 zur Entscheidung vorgelegt.
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5. Eine erneute Befassung des Stadtrats ist nur erforderlich, falls das 

wirtschaftlichste Angebot den geschätzten Auftragswert um mehr als 20 % 

übersteigen sollte.

6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


